
 

 

 

 

 

 

Hochwasservorsorge in Deutschland –  
Impulse für das nationale Hochwasserschutzprogramm  
Im Juni 2013 kam es in vielen Regionen Deutschlands zu einem außergewöhnlichen 
Hochwasserereignis mit Parallelen zum Ereignis im August 2002, der bislang teuersten 
Naturkatastrophe in Deutschland. Im Verbundprojekt „Hochwasser 2013“ sollen die Fort-
schritte in der Hochwasservorsorge und Ereignisbewältigung seit dem Augusthochwasser 
2002 sowie weiterhin bestehende Defizite analysiert werden. Aus diesem Anlass fand am 23. 
und 24. Juni 2014 ein Projektworkshop statt, auf dem Erfahrungen mit der 
Ereignisbewältigung 2013 ausgetauscht sowie aktuelle Entwicklungen in der Hochwasser-
vorsorge und zukünftige Herausforderungen diskutiert wurden. Neben einigen Mitgliedern 
des Deutschen Komitees Katastrophenvorsorge, die das Projekt inhaltlich beraten, waren vor 
allem Vertreter der obersten Wasserbehörden sowie einige Vertreter der Gemeinde- und 
Bundesebene eingeladen. Diskussionsergebnisse mit Relevanz für das nationale Hochwasser-
schutzprogramm und eine weitergehende Vorsorge sind in diesem Papier zusammengefasst. 

Hochwasser sind natürliche Ereignisse. Einen 100-prozentigen Hochwasserschutz kann es 
nicht geben. Daher sind Konzepte des Risikomanagements und der Vorsorge konsequenter 
zu kommunizieren und umzusetzen! 

1. Hochwasservorsorge darf sich nicht auf einen technischen Maßnahmenplan 
beschränken. Technischer Hochwasserschutz hilft, Hochwasser bis zu einer bestimmten 
Größenordnung, dem Bemessungshochwasser, abzuwehren, der Raum dahinter bleibt aber 
hochwassergefährdetes Gebiet. Auch die Schaffung von Retentionsräumen durch 
Deichrückverlegungen und Flutpolder ist richtig und begrüßenswert. Maßnahmen zur 
Verbesserung der Hochwasservorsorge dürfen jedoch nicht auf defensive 
Schutzmaßnahmen beschränkt bleiben, sondern müssen eine Mischung von strukturellen 
und nicht-strukturellen Maßnahmen beinhalten, die der Gefährdung und dem 
Schadenspotenzial des betrachteten Gebietes insbesondere bei extremen Ereignissen 
gerecht werden. Die europäische Hochwasser-Risikomanagement-Richtlinie weist in die 
richtige Richtung, das gegenwärtig konzipierte nationale Hochwasserschutzprogramm kann 
nur als ergänzendes Programm verstanden werden und ist um die Vorsorge zu erweitern. 

2. Die Stärkung von koordinierenden Strukturen ist für eine nachhaltige Hochwasser-
vorsorge essentiell. Bauliche Maßnahmen sollten in einem Flussgebiet abgestimmt geplant 
und umgesetzt werden sowie durch Maßnahmen der Abflusssicherung begleitet werden. 
Beispielsweise ist der wasserstandsauffüllenden Wirkung von Auflandungen im Bereich von 
Vorländern vor allem in Siedlungsgebieten durch geeignete Maßnahmen entgegenzuwirken, 
ohne Naturschutzbelange zu gefährden. Hierfür sind neue Lösungswege auszuhandeln. 



Daher sollten an der Erstellung von Risikomanagementplänen alle betroffenen Ressorts 
mitwirken. Zudem sollten Optionen zur Beschleunigung von Planungen entwickelt werden, 
ohne die Beteiligungsmöglichkeiten der Betroffenen einzuschränken. Insgesamt erfordert 
Hochwasservorsorge starke koordinierende Institutionen innerhalb der Flussgebiete. 

3. Eine Bürgerbeteiligung umsetzen, die über reine Informationsvermittlung und einseitige 
Kommunikation hinausgeht! Der Projektworkshop hat deutlich gemacht, dass dringender 
Handlungsbedarf bei der Verbesserung der Kommunikation besteht. Dies betrifft die 
Krisenkommunikation im Ereignisfall entlang der Warnkette, aber auch die langfristige 
Risikokommunikation zur Stärkung des Risikobewusstseins und der Eigenvorsorge von 
betroffenen Privathaushalten und Unternehmen. Dabei steht die Partizipation der 
Bevölkerung vor, nach und in einem Ereignisfall im Mittelpunkt. Wichtige Themenfelder sind 
u.a. die Einbindung von freiwilligen, ungebundenen Helfern in eine effektive Katastrophen-
bewältigung sowie eine frühzeitige Bürgerbeteiligung bei der Planung und Umsetzung von 
baulichen Maßnahmen und örtlichen Hochwasserschutzkonzepten, um Auseinander-
setzungen zwischen Behörden und Betroffenen zu minimieren und Potenziale der 
Bevölkerung sinnvoll zu nutzen. Diese Aspekte fehlen im nationalen Hochwasser-
schutzprogramm weitgehend. Gute Beispiele, wie das DWA-Hochwasseraudit oder die 
Hochwasserpartnerschaften an Mosel und Saar, können als Vorbilder für eine verbesserte 
Partizipation und Kommunikation auf kommunaler Ebene dienen. Eine Förderung zur 
Umsetzung ähnlicher Programme durch Bund und Länder ist wünschenswert. 

4. Eigenvorsorge und Versicherung von Betroffenen sind als wichtige Bausteine der 
Hochwasservorsorge anzuerkennen und zu stärken. Die Hochwasserereignisse der letzten 
Jahre haben gezeigt, dass private Vorsorgemaßnahmen Schäden erheblich reduzieren 
können. So können die Sicherung von Öltanks oder die Umstellung von Ölheizungen auf 
andere Heizsysteme Totalverluste bei Gebäuden sowie Umweltschäden vermeiden. In der 
Regel hilft eine Elementarschadenzusatzversicherung Betroffenen, schnell zu einem 
geregelten Alltag zurückzukehren. Um Schäden dauerhaft zu reduzieren, sollten 
Versicherung und Eigenvorsorge kombiniert und koordiniert umgesetzt werden. Großzügige 
staatliche Wiederaufbauhilfe ohne Verpflichtung zu gleichzeitiger Vorsorge konterkariert 
jedoch diesen Ansatz: Sie setzt weder Anreize zur Verbesserung der Eigenvorsorge, noch 
motiviert sie Betroffene, durch Versicherungsschutz selbst finanziell vorzusorgen. Ein 
nationales Hochwasservorsorgeprogramm sollte eine Stärkung der baulichen Eigenvorsorge, 
wie sie im Wasserhaushaltsgesetz bereits formuliert ist, gezielt fördern, z.B. durch KfW-
Kredite analog zum Energiesektor. Die vorliegenden Gefahren- und Risikokarten sowie der 
Hochwasserpass sind gute Ausgangspunkte zur Entwicklung von Kommunikationsstrategien.  

5. Hochwasservorsorge ist ein komplexes Thema, das personelle und institutionelle 
Kontinuität erfordert. Die Umsetzung der Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie sowie 
zusätzliche Anforderungen durch die jüngsten Hochwasserereignisse, wie die Verbesserung 
von Warnsystemen oder die zügigere Planung und Umsetzung von Vorsorgemaßnahmen, 
stellen hohe Anforderungen an die Wasserwirtschaft. Die reduzierten Personalressourcen in 
den Wasserbehörden können mit diesen Anforderungen jedoch nicht Schritt halten und sind 
daher für eine nachhaltige Hochwasservorsorge aufzustocken.  
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